
 

 

Jurius

Bundesrat beschliesst weitere Schritte für
staatlich anerkannte elektronische
Identitäten

For state-approved electronic identities (eID), the Federal Council relies on
systems developed by the market. The state should concentrate on the defi-
nition of legal frameworks and the provision of identity data. On 13 January
2016, the Federal Council has discussed further steps and charged the FDJP
with compiling a consultation draft. (ah)
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[Rz 1] Mit einem Reisepass oder einer Identitätskarte kann eine Person ihre Identität im All-
tag beweisen. Im Internet ist dieser Beweis derzeit nur sehr umständlich zu erbringen. Daher
braucht es für die digitale Welt einen elektronischen Identitätsnachweis, auch eID genannt. Sol-
che staatlich anerkannte elektronische Identifikationsmittel sind für die weitere Entwicklung von
Online-Geschäften und E-Government-Anwendungen wichtig.

[Rz 2] Zu diesem Zweck hat der Bundesrat am 13. Januar 2016 das EJPD beauftragt, dem Bundes-
rat bis Ende 2016 eine Vernehmlassungsvorlage zu unterbreiten. Dabei hat er Kenntnis genom-
men von einem entsprechenden Konzept des EJPD und gewisse Eckpunkte beschlossen. Dem-
nach ist die Herausgabe einer eigenen staatlichen eID durch den Bund nicht mehr vorgesehen.
Diese wäre der schnellen und dynamischen Entwicklung der Technologie und dem Verhalten der
Nutzerinnen und Nutzern nicht gewachsen und stünde in Konkurrenz zu innovativen Lösungen
des Marktes. Stattdessen will sich der Bundesrat darauf konzentrieren, die rechtlichen und tech-
nischen Rahmenbedingungen zu definieren. Diese ermöglichen es den Identitätsdienstleistern,
ihre eID-Systeme staatlich anerkennen zu lassen. So ist sichergestellt, dass wirtschaftlich erfolg-
reiche eID-Systeme auf den Markt kommen und sich den technologischen Entwicklungen rasch
anpassen können. Zudem sollen zugelassene Identitätsdienstleister staatlich geführte Identitäts-
daten (wie z.B. Namen, Vornamen, Geburtsdatum) über eine elektronische Schnittstelle beziehen
können. Die Identitätsdienstleister werden mit einer jährlichen Zertifizierung durch eine vom
Bund anerkannte Prüfstelle die Einhaltung aller organisatorischen und technischen Sicherheits-
vorgaben nachweisen.

[Rz 3] Die einmaligen Investitionskosten betragen rund sechs Millionen Franken, die jährlich
wiederkehrenden Kosten rund zwei Millionen. Staatlich anerkannte eID-Systeme sollen ab 2019
eingeführt werden können.

[Rz 4] Das Projekt zur Erneuerung der Identitätskarte wird unabhängig von den Arbeiten zur
eID weitergeführt. Da sich aus heutiger Sicht kein unmittelbarer Bedarf für eine biometrische
Identitätskarte abzeichnet, wird die neue Identitätskarte, die voraussichtlich 2019 vorliegt, bis
auf weiteres ausschliesslich ohne Biometrie-Chip erhältlich sein.
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